
Bundesarbeitsgericht zur
Der § 66 Absatz 1 des saarländischen

Betriebsverfassungsgesetzes vom 7. Juli 1954
lautet ebenso wie § 66 Absatz 1 des deutschen
Betriebsverfassungsgesetzes:
„Der Betriebsrat ist vor jeder Kündigung

zu hören.“
Uber die Auslegung dieser scheinbar un¬

zweideutigen Vorschrift war in der Bundes¬
republik ein heftiger Meinungsstreit entstan¬
den. Die Gelehrten waren sich nicht einig
darüber, ob die Nichtbeachtung dieser Be¬
stimmung durch den Arbeitgeber eine Nich¬
tigkeit der Kündigung zur Folge habe, ob
also, wenn der Arbeitgeber den Betriebsrat
vor der Kündigung nicht angehört hatte, diese
kraft Gesetzes nichtig, also von Anfang an
unwirksam sei, der Arbeitnehmer sich dem¬
nach nicht als gekündigt zu betrachten
brauche. Die weit überwiegende Meinung
und die Gerichte sahen in Deutschland in dem
unterlassenen Anrufen des Betriebsrates keinen
Nichtigkeitsgrund, denn § 66, 1 BVG enthalte
wohl zwingendes Recht, jedoch keine Ver¬
bots-, sondern nur eine Gebotsbestimmung—
so wurde gesagt — sei also weder Rechts¬
bedingung für die Kündigung, wie etwa die
Zustimmung der Hauptfürsorgestelle bei
Schwerbeschädigten, noch aber handele es sich
um ein „Schutzgesetz" zugunsten des einzel¬
nen Arbeitnehmers. (So Landesarbeitsgericht
Kiel, Urteil vom 24. Juli 1953—3 Sa 173/53).
Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf verneinte
in seinem Urteil vom 12. Mai 1953 (3 Sa
55/53) außerdem deshalb eine Unwirksamkeit
der Kündigung infolge Nichtanhörens des Be¬
triebsrates, weil das Kündigungsschutzgesetz
eine erschöpfende Regelung des allgemeinen
Kündigungsschutzrechts darstelle, weshalb dem
gekündigten Arbeitnehmer (abgesehen von
den Regelungen in Sondergesetzen für be¬
stimmte Gruppen von Arbeitnehmer) kein
weitgehenderer Kündigungsschutz eingeräumt
werden könne, als wie er im Kündagungs-
schutzgesetz festgelegt worden sei. Der § 66
Abs. 1 BVG habe also lediglich Bedeutung
innerhalb des Betriebsverfassungsrechts und
könne innerhalb des Kündigungsschutzrechtes
nicht Anwendung finden. Aus allen diesen
Gründen sollte die Beachtung des § 66 Abs.
1 BVG keine Wirksamkeitsvoraussetzung für
die Kündigung bilden.
Zu dieser Frage hat das Bundesarbeits¬

gericht in »einem Urteil vom 15. September
1854 (1 AZR 154/54) Stellung genommen und

WtihnacMsgraiifikation
bei Kündigung des Arbeitsverhöltnisses

Gratifikation betrauten Angestellten sind trotz
deT Richtlinien keinesfalls jeder Prüfung des
Einzel- oder Sonderfalles enthoben. Sinn und
Zweck der Weihnachtsgratifikation ist Aner¬
kennung für geleistete Dienste. Die seit 10
Jahren beschäftigte Klägerin erfüllt diese
Grundvoraussetzung in hohem Umfang. Nun
könnte behauptet werden, die Gratifikation
weide zum Zeichen der Treue und Verbun¬
denheit gegeben und die Klägerin habe
durch die von ihr selbst ausgesprochene Kün¬
digung bekundet, daß sie die Treue zur Firma
nicht halten wolle. Nach Meinung des Reichs¬
arbeitsgerichts würde eine solche Auffassung
gerechtfertigt sein bei Arbeitnehmern, die
selbst gekündigt haben, um bei einem ande¬
ren Unternehmen — etwa gar bei der Kon-
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seine bisherige Rechtsauffassung weitgehend
revidiert. Zwar hält das Bundesarbeitsgericht
an seiner bisherigen Meinung fest, wonach
das unterlassene Anhören des Betriebsrates
eine Kündigung nicht unwirksam macht. Nach
wie vor wird vom Bundesarbeitsgericht das
Nichtanhören des Betriebsrates nicht als
Nichtigkeitsgrund für die Kündigung ange¬
sehen. Jedoch ändert das Bundesarbeitsgericht
seine bisherige Auffassung insofern, als es
nunmehr im Gegensatz zu seiner bisherigen
Rechtsmeinung anerkennt, daß § 66, Abs. 1
BVG nur im Zusammenhang mit dem Kün¬
digungsschutzrecht betrachtet werden könne
und deshalb auch innerhalb des Kündigungs¬
schutzrechtes anwendbar sei, somit eine „Kün¬
digungsschutzfunktion“ habe. Der gekündigt©
Arbeitnehmer kann darauf vertrauen, daß
auch in seinem Interesse Arbeitgeber und Ar¬
beitnehmer gemäß § 49 BVG Zusammenwir¬
ken. Hiervon ausgehend betrachtet das Bun¬
desarbeitsgericht neuerdings den § 66, Abs. 1
BVG als zum allgemeinen Kündigungsschutz¬
recht gehörig und führt aus:

Wenn ein Arbeitgeber rechtswidrig, vor¬
sätzlich und schuldhaft unterlassen hat, den
Betriebsrat vor der Kündigung zu hören, so
hat er dadurch, daß er durch das Beiseite¬
schieben des Betriebsrates zwingendes Recht
verletzt, auch das Recht verwirkt, sich im
Prozeß auf die im § I des Kündigungsschutz¬
gesetzes aufgeführten beiden Rechtfertigungs-
gründe der Kündigung (Gründe, die in der
Person oder in derti Verhalten des Arbeit¬
nehmers liegen und dringende betrieblich©
Erfordernisse) zu berufen. Dem Arbeitgeber
muß also in einem solchen Falle Unzulässig¬
keit der Rechtsausübung entgegengehalten
werden. Es wird also unterstellt, daß die
Kündigung sozial ungerechtfertigt ist. Dem
Arbeitnehmer ist es nach Treu und Glauben
nicht zuzumuten, das nachträgliche Vorbrin¬
gen des Arbeitgebers gegen sich gelten zu
lassen. Damit hat aber der gekündigte Ar¬
beitnehmer seine Klage gewonnen, denn nach
§ 1 Abs. 1 Kündigungsschutzgesetz ist eine
sozial ungerechtfertigte Kündigung unwirk¬
sam.

Der gekündigte Arbeitnehmer könnte sich
auf den Standpunkt stellen, es bedürfe in
einem solchen Falle keiner Klage, welche die
Feststellung der Rechtsunwirksamkeit der
Kündigung zum Ziele hat. Nach der oben

kurrenz — eine neue Stellung anzu treten
oder bei solchen Arbeitnehmern, denen vom
Arbeitgeber begründet — etwa ohne Inne¬
haltung einer Kündigungsfrist aus wichtigem
Grunde — gekündigt wurde.
Jedoch ist Weihnachtsgratifikation zu zahlen,

wenn der Arbeitnehmer nach jahrelangen
treuen Diensten sein© bisherige Tätigkeit
wegen Krankheit, Alters oder zur Erfüllung
höherer Pflichten — in vorliegendem Falle zur
Erfüllung der Pflichten als Ehefrau — aufge¬
ben muß, also nicht in einen neuen Betrieb
eintritt.
Die aus diesem Grunde ausgesprochene Kündi¬
gung der Kontoristin verstieß also nicht gegen
deren Treuepflicht, sondern war familienrecht-
1 idi bedingt. Deshalb gewann die Kontoristin
ihre Klage und der Arbeitgeber wurde zur
Zahlung der Weihnachtsgratifikation verur¬
teilt. Dr. K

dargelegten Auffassung des Bundesarbeitsge-
r'tchts wäre aber eine derartige Meinung
rechtsirrig, denn das Bundesarbeitsgericht hält
ja nach wie vor eine ohne vorheriges Anhören
des Betriebsrates erfolgte Kündigung nicht
für nichtig. Deshalb muß der gekündigte Ar¬
beitnehmer klagen mit dem Antrag, festzu¬
stellen, daß das Arbeitsverhältnis durch die
Kündigung nicht aufgelöst wurde. (§ 3 Kün¬
digungsschutzgesetz). Da die Kündigung nicht
nichtig ist, muß die Rechtsunwirksamkeit der
Kündigung durch das Arbeitsgericht ausge¬
sprochen werden. Soweit die Begründung des
Bundesarbeitsgerichts.

So bedeutungsvoll und erfreulich diese Ent¬
scheidung des Bundesarbeitsgerichts auch ist,
so bleibt sie dennoch auf halbem Wege
stehen. Sie will ja auch als Mittelmeinung ge¬
wertet werden. Es ist gewiß ein erheblicher
Fortschritt, wenn nunmehr festgestellt wurde,
daß § 66 Abs. 1 BVG nicht nur als betriebs-
verfassungsrechtliche Vorschrift zugunsten des
Betriebsrates zu werten ist, sondern auch Be¬
deutung für das Kündigungsschutzrecht hat.
Hierbei ist auch darauf hinzuweisen, daß der
Arbeitgeber bei einem Verstoß gegen den
§ 66 Abs. 1 BVG immer rechtswidrig handelt,
es sei denn, es stünde ihm ein besonderer
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Rechtfertigungsgrund zur Seite. Einen derar¬
tigen Rechtfertigungsgrund billigt das Bundes-
arbeitsgericht dem Arbeitgeber zu, der es
unterläßt, den Betriebsrat in Fällen der frist¬
losen Entlassung anzurufen, da bei fristlosen
Entlassungen ein vorheriges Anhören des Be¬
triebsrates im allgemeinen im Hinblick auf
die Notwendigkeit einer sofortigen Entschei¬
dung des Arbeitgebers nicht möglich oder dem
Arbeitgeber nicht zumutbar sei. Es ist jedoch
nicht einzusehen, warum für die Fälle der
fristlosen Entlassung, welche ja gerade die so¬
zial bedeutungsvollsten und einschneidendsten
sind, etwas anderes gelten soll als P’ e
Fälle der fristgerechten Kündigung. In diesem
Zusammenhang sei an das Initiativrecht des
Betriebsrates erinnert. Nach § 66 Abs. 4 BVG
kann der Betriebsrat im Falle unsozialen oder
gesetzeswidrigen Verhaltens des Arbeitneh¬
mers von sich aus die Entlassung verlangen.
Audi spricht der Gesetzestext selbst gegen
eine unterschiedliche Behandlung der fristge¬
rechten und fristlosen Kündigung, denn im
$ 66 Abs. 1 BVG ist ausdrücklich bestimmt,
daß der Betriebsrat vor „jeder“ Kündigung
zu hören ist, ohne Rücksicht also darauf, um
welche Art der Kündigung cs sich handelt.

Für das Saarland ist noch folgendes von
besonderer Bedeutung:

Nach §§ 18, 20 der Betriebsräte-Verordnung
vom 1. August 1947 war sowohl das Anrufen
des Betriebsrates innerhalb von ä Tauen nach
der Kündigung als auch das Verhandeln des


